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Verfassungsmaliigkeit des Solidaritatszuschlags
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Urteil vom 17.01.2023 - IX R 15/20 - Die Erhebung des Solidaritatszuschlags war in
den Jahren 2020 und 2021 noch nicht verfassungswidrig. Dies hat der
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 17.01.2023 - IX R 15/20 entschieden.

Die Klager wenden sich gegen die Festsetzung des Solidaritatszuschlags in den Jahren 2020 und
2021. Das Finanzamt hatte fUr das Jahr 2020 einen Bescheid Uber 2.078 € und fur das Jahr 2021
einen Vorauszahlungsbescheid Uber insgesamt 57 € Solidaritatszuschlag erlassen. Vor dem
Finanzgericht hatte das klagende Ehepaar keinen Erfolg. Mit ihrer beim Bundesfinanzhof
eingelegten Revision brachten sie vor, die Festsetzung des Solidaritatszuschlags verstoRe gegen
das Grundgesetz. Sie beriefen sich auf das Auslaufen des Solidarpakts Il und damit der
Aufbauhilfen fur die neuen Bundeslander im Jahr 2019 sowie die damit zusammenhangende
Neuregelung des Landerfinanzausgleichs. Der Solidaritatszuschlag durfe als Erganzungsabgabe
nur zur Abdeckung von Bedarfsspitzen erhoben werden. Sein Ausnahmecharakter verbiete eine
dauerhafte Erhebung. Auch neue Zusatzlasten, die etwa mit der Coronapandemie oder dem
Ukraine-Krieg einhergingen, kdnnten den Solidaritatszuschlag nicht rechtfertigen. Die Erhebung
verletze sie zudem in ihren Grundrechten. Bei dem Solidaritatszuschlag handele es sich seit der
im Jahr 2021 in Kraft getretenen Gesetzesanderung um eine verkappte "Reichensteuer", die
gegen den im Grundgesetz verankerten Gleichheitsgrundsatz verstoRe.

Der BFH ist dem nicht gefolgt. Beim Solidaritatszuschlag handelte es sich in Jahren 2020 und
2021 um eine verfassungsrechtlich zulassige Erganzungsabgabe; eine Vorlage der Sache an das
Bundesverfassungsgericht ist daher nicht geboten.

Eine Erganzungsabgabe (Art. 106 Abs. 1 Nr. 6 des Grundgesetzes) hat die Funktion, einen
zusatzlichen Finanzbedarf des Bundes ohne Erhéhung der Ubrigen Steuern zu decken. Die
Abgabe muss nicht von vornherein befristet werden und der Mehrbedarf fur die
Erganzungsabgabe kann sich auch fur langere Zeitrdume ergeben. Allerdings ist ein dauerhafter
Finanzbedarf regelmaRig Uber die auf Dauer angelegten Steuern und nicht Uber eine
Erganzungsabgabe zu decken. Deshalb kann eine verfassungsgemaR beschlossene
Erganzungsabgabe dann verfassungswidrig werden, wenn sich die Verhaltnisse, die flr ihre
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EinfGhrung maRgeblich waren, grund-satzlich andern oder wenn eine dauerhafte
Finanzierungsliicke entstanden ist.

Der Solidaritatszuschlag sollte bei seiner EinflUhrung im Jahr 1995 der Abdeckung der im
Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung entstandenen finanziellen Lasten dienen.

Mit dem Auslaufen des Solidarpakts Il und der Neuregelung des Landerfinanzausgleichs zum
Jahresende 2019 hat der Solidaritatszuschlag seine Rechtfertigung als Erganzungsabgabe nicht
verloren.

Eine zwingende rechtstechnische Verbindung zwischen dem Solidarpakt Il, dem
Landerfinanzausgleich und dem Solidaritatszuschlag besteht nicht. Zudem bestand in den
Streitjahren 2020 und 2021 nach wie vor ein wiedervereinigungsbedingter Finanzbedarf des
Bundes. Der Gesetzgeber hat in der Gesetzesbegrindung auf diesen fortbestehenden Bedarf,
der unter anderem im Bereich der Rentenversicherung und des Arbeitsmarkts gegeben war,
hingewiesen. Er hat weiterhin schliissig dargelegt, dass die Einnahmen aus dem ab 2021
fortgefUhrten Solidaritatszuschlag zukuinftig die fortbestehenden wiedervereinigungsbedingten
Kosten nicht decken werden.

Dass sich diese Kosten im Laufe der Zeit weiter verringern werden, hat der Gesetzgeber mit der
ab dem Jahr 2021 in Kraft tretenden Beschrankung des Solidaritatszuschlags auf die Bezieher
hoéherer Einkommen und der damit verbundenen Reduzierung des Aufkommens in Rechnung
gestellt. Aus dem Gesetz zur Ruckflihrung des Solidaritatszuschlags wird daher deutlich, dass der
Gesetzgeber diesen nicht unbegrenzt erheben will, sondern nur fiir eine Ubergangszeit. Ein
finanzieller Mehrbedarf des Bundes, der aus der Bewaltigung einer Generationenaufgabe
resultiert, kann auch fur einen sehr langen Zeitraum anzuerkennen sein. Dieser Zeitraum ist
beim Solidaritatszuschlag jedenfalls 26 bzw. 27 Jahre nach seiner Einfilhrung noch nicht
abgelaufen.

Da der ursprungliche Zweck fur die EinfUhrung des Solidaritatszuschlags in den Jahren 2020 und
2021 noch nicht entfallen war, kommt es auf eine mégliche Umwidmung des Zuschlags flr die
Finanzierung der Kosten der Coronapandemie oder des Ukraine-Krieges nicht an.

Der Solidaritatszuschlag verstoRt auch nicht gegen den allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs.
1 des Grundgesetzes). Ab dem Jahr 2021 werden aufgrund der erhéhten Freigrenzen nur noch die
Bezieher héherer Einkommen mit Solidaritatszuschlag belastet. Die darin liegende
Ungleichbehandlung ist aber gerechtfertigt. Bei Steuern, die wie die Einkommensteuer und damit
auch der Solidaritatszuschlag an der Leistungsfahigkeit des Steuerpflichtigen ausgerichtet sind,
ist die Berucksichtigung sozialer Gesichtspunkte zulassig. Daher kann auch der Gesetzgeber
beim Solidaritatszuschlag, der im wirtschaftlichen Ergebnis eine Erhéhung der Einkommensteuer
darstellt, sozialen Gesichtspunkten Rechnung tragen und diesen auf Steuerpflichtige mit hohen
Einkinften beschranken. Vor diesem Hintergrund ist die ab 2021 bestehende Staffelung des
Solidaritatszuschlags mit Blick auf das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes gerechtfertigt.

Pressekontakt:

Pressestelle
Telefon: 089/9231-400

E-Mail: pr tell fh.bund.

Seite 2 von 3


mailto:pressestelle@bfh.bund.de
https://www.assekuranz-info-portal.de/

"- www.assekuranz-info-portal.de

Assekuranz
k INFO-PORTAL 30.01.2023

Unternehmen

Bundesfinanzhof
Ismaninger StraRe 109
81675 Miinchen

Internet: www.bundesfinanzhof.de

Seite 3 von 3


http://www.bundesfinanzhof.de
https://www.assekuranz-info-portal.de/

	Verfassungsmäßigkeit des Solidaritätszuschlags

